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Tabelle 1: Übersicht der beteiligten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange 

 

lfd. 
Nr. 

Stellung-
nahme 

abgege-
ben 

Keine 
Stellung-
nahme 

abgege-
ben 

Datum 

Stellung-
nahme 

 

Beteiligte in Kurzform 
 

1 X  15.10.2015 Gemeinsame Landesplanungsabteilung Berlin-Brandenburg 

2 X  19.07.2016 Regionale Planungsgemeinschaft Havelland-Fläming 

3 X  16.08.2016 Landesamt für Umwelt 

4 X  04.08.2016 Landkreis Havelland 

5 X  
07.07.2016 Brandenburgisches Landesamt für Denkmalpflege und 

Archäologisches Landesmuseum, Abt. Bodendenkmalpflege 

6  X 
 Brandenburgisches Landesamt für Denkmalpflege und 

Archäologisches Landesmuseum, Abt. Denkmalpflege 

7 X  19.07.2016 Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe Brandenburg 

8 X  18.11.2016 Zentraldienst der Polizei 

9 X  03.08.2016 Landesbetrieb Straßenwesen 

10 X  18.08.2146 Landesbetrieb Straßenwesen, NL Autobahn 

11 X  

21.07.2016 
(obere 
Luftfahrt-
behörde 
03.08.2016) 

Landesamt für Bauen und Verkehr 

12  X 
 Landesamt für Ländliche Entwicklung, Landwirtschaft und 

Flurneuordnung 

13 X  21.07.2016 Havelländische Abfallwirtschaftsgesellschaft mbH (HAW) 

14 X  08.08.2016 Industrie- und Handelskammer Potsdam 

14.1 X  20.07.2016 Handelsverband Berlin-Brandenburg 

15 X  18.08.2016 Deutsche Bahn AG – DB Immobilien 

15.1 X  13.07.2016 Deutsche Bahn Mobility Networks Logistics 

16  X  Havelbus Verkehrsgesellschaft mbH  

17 X  
12.07.2016 WGI – Westfälische Gesellschaft für Geoinformation und 

Ingenieurleistung mbH 

18 X  05.07.2016 e.dis AG 

19  X  Deutsche Telekom AG 

20 X  18.07.2016 Wasser- und Abwasserverband Havelland 

21 X  13.07.2016 Wasser- und Bodenverband „GHHK HK Havelseen“ 

22 X  28.07.2016 GDMcom mbH 

23 X  11.07.2016 50Hertz Transmission GmbH 

24  X  Gemeinde Brieselang 

25 X  13.06.2016 Stadt Nauen 

26  X  Stadt Ketzin/Havel 

27 X  22.07.2016 Landeshauptstadt Potsdam 

28  X  Gemeinde Dallgow-Döberitz 

29  X  Stadt Falkensee 
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Tabelle 2: Übersicht der eingegangenen Stellungnahmen aus der Öffentlichkeitsbeteiligung 

Es sind keine Stellungnahmen aus der Öffentlichkeitsbeteiligung eingegangen. 
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Tabelle 3: Abwägung der Stellungnahmen aus der Behördenbeteiligung und der Beteiligung der sonstigen Träger öffentlicher Belange 

Die folgende Nummerierung entspricht der Tabelle 1. 
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lfd. Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag 
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lfd. Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

1 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und wie folgt berücksichtigt. 
 

1 
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lfd. Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

1 
 
 
 

 

Zu 1: 
Der Hinweis, dass die dargelegte Planungsabsicht zum derzeitigen 
Planungsstand keinen Widerspruch zu den Zielen der Raumordnung 
erkennen lässt, wird zur Kenntnis genommen. Der Hinweis, dass sich die 
Erfordernisse  der Raumordnung insbesondere aus dem 
Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg (LEP B-B), dem 
Landesentwicklungsprogramm 2007 (LEPro 2007) und dem Regionalplan 
Havelland-Fläming 2020 ergeben, wird zur Kenntnis genommen. Die 
Gemeinsame Landesplanungsabteilung Berlin-Brandenburg teilt mit, dass 
sich das Plangebiet im Gestaltungsraum Siedlung gemäß Ziel 4.5 LEP B-B 
befindet und die bestehende Baustoffrecyclinganlage zusammen mit der 
benachbarten Baumschule als Splittersiedlung anzusprechen ist. Der 
Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Hinweise, dass die dargelegte 
Planungsabsicht keine anderweitige Nutzung der bisher für die bestehende 
Recyclinganlage genutzten, fast vollständig befestigten Flächen beinhaltet 
und damit die vorhandene Splittersiedlung nicht erweitert wird, werden zur 
Kenntnis genommen.  
 

 Keine Planänderung erforderlich. 
 
Zu 2: 
Der Hinweis, dass den in Aufstellung befindlichen Zielen des Regionalplans 
Havelland-Fläming 2020 (RegPlan HF 2020) mit besonderem Gewicht 
Rechnung zu tragen ist, das Plangebiet aber von den in Aufstellung 
befindlichen Zielen der Raumordnung nicht betroffen ist, wird zur Kenntnis 
genommen. 
Der RegPlan HF 2020 wurde mit Bescheid vom 18. Juni 2015 (Amtsblatt 
für Brandenburg – Nr.43 vom 30.Oktober 2015) genehmigt. Es wird 
mitgeteilt, dass die Planungsabsicht von den Zielen der Raumordnung 
nicht betroffen ist. 
 

 Keine Planänderung erforderlich. 
 
 

1 

2 
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lfd. Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

1 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Zu 3: 
Der Hinweis, dass die Stellungnahme gilt solange die Grundlagen, die zur 
Beurteilung der Planung geführt haben, nicht wesentlich geändert wurden 
und die Erfordernisse aus weiteren Rechtsvorschriften von dieser 
Mitteilung unberührt bleiben, wird zur Kenntnis genommen.  
 

 Keine Planänderung erforderlich. 
 

3 
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lfd. Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

2 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und wie folgt berücksichtigt. 
 
Zu 1: 
Der Hinweis über die Bekanntmachung des von der Gemeinsamen 
Landesplanungsabteilung Berlin-Brandenburg mit Bescheid vom 
18.06.2015 genehmigten Regionalplans Havelland-Fläming 2020, im 
Amtsblatt für Brandenburg Nr. 43, wird zur Kenntnis genommen. Der 
weitere Hinweis über das Inkrafttreten mit Bekanntmachung im Amtsblatt 
und dass rechtswirksame Ziele und Grundsätze der Regionalplanung gem. 
§ 3 Abs. 1 ROG entsprechende Steuerungswirkung zur Entwicklung, 
Ordnung und Sicherung der Region entfalten, wird ebenfalls zur Kenntnis 
genommen. 
Die Ziele und Grundsätze der Regionalplanung werden im Bebauungsplan 
berücksichtigt. 
 

 Keine Planänderung erforderlich. 
 

1 

2 
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lfd. Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

2 

 

Zu 2: 
Der Hinweis, dass die Ortslage Wustermark im Regionalplan als 
Funktionsschwerpunkt der Grundversorgung (Grundsatz 2.2.2) festgelegt 
ist, wird zur Kenntnis genommen. Die Regionale Planungsgemeinschaft 
Havelland-Fläming teilt mit, dass der gewerbliche Siedlungsbestand in der 
räumlichen Zuordnung zu den Funktionsschwerpunkten der 
Grundversorgung gesichert und bedarfsgerecht entwickelt werden soll. 
Weiterhin wird mitgeteilt, dass die Gewerbestandorte „GVZ Berlin-West 
Teilfläche Wustermark“ und „Wustermark Nord“ als regional bedeutsamer 
gewerblicher Schwerpunkt nach 2.3.2 festgesetzt, vorrangig für industriell-
gewerbliche Nutzungen gesichert und entwickelt ist. Die Hinweise werden 
zur Kenntnis genommen. 
Eine Entwicklung gewerblicher Bauflächen an anderer Stelle ist möglich, 
wenn das geplante Vorhaben nicht geeignet ist, die Standortvorteile des 
regional bedeutsamen gewerblichen Schwerpunkts zu stärken bzw. zu 
nutzen. Der Hinweis, dass nach Einschätzung der Regionalplanung bei der 
vorliegenden Planung der Fall ist, sodass Belange der Regionalplanung 
der Planungsabsicht nicht entgegenstehen, wird zur Kenntnis genommen. 
Die Begründung wird redaktionell um die Hinweise ergänzt. Die Hinweise 
führen zu keiner Planänderung. 
 

Keine Planänderung erforderlich.  

2 
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lfd. Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

3 

 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und wie folgt berücksichtigt. 
3 
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lfd. Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag 
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lfd. Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

3 

 

Zu 1: 
Die Hinweise, dass im Bereich der Baustoffrecyclinganlage, unter 
Berücksichtigung der maßgeblichen Geräuschquellen (anlagenbezogener 
Liefer- und Umschlagsverkehr sowie Betrieb der Brecher-, Shredder- und 
Klassieranlage), die Immissionsrichtwerte an nahezu allen Immissionsorten 
am Tag um mind. 6 dB unterschritten werden und somit die Anlage nach 
Nr. 3.2 TA-Lärm an diesen Immissionsorten einen irrelevanten 
Immissionsbeitrag leistet, werden zur Kenntnis genommen. Weiter wird 
mitgeteilt, dass der Immissionsrichtwert an der Gärtnerei ebenfalls 
eingehalten wird und die ermittelte Zusatzbelastung durch die 
Baustoffrecyclinganlage die Gesamtbelastung darstellt, da sich in der 
näheren Umgebung keine weiteren der TA-Lärm unterliegenden Anlagen 
befinden. 
Für die einzelnen Teilflächen des Plangebiets, weist der Gutachter auf 
Grundlage der Prognoseberechnungen, Schallemissionskontingente für die 
Tages- und Nachtzeit aus. Aus Sicht des Landesamtes für Umwelt kann 
durch die Emissionskontingente eine zukünftige schädliche 
Beeinträchtigung an den Immissionsorten, ausgehend von den 
Geräuschemissionen im Plangebiet, ausgeschlossen werden. Die Hinweise 
werden in der Begründung ergänzt.  
 

Keine Planänderung erforderlich.
 

 

1 
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lfd. Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag 
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 Zu 2:  
Die Hinweise, dass der grundsätzlichen Vorgehensweise der 
Ausbreitungsrechnungen zugestimmt wird und die Methodik und 
Durchführung der Ausbreitungsberechnungen grundsätzlich den Vorgaben 
der TA Luft bzw. der GIRL entsprechen, werden zur Kenntnis genommen. 
Der Hinweis, dass durch die Baustoffrecyclinganlage verursachte Staub-
Zusatzbelastung nur im Nahbereich der Anlage verursacht wird, wird zur 
Kenntnis genommen. Des Weiteren teilt das Landesamt für Umweltschutz 
(LfU) mit, dass für die Immissionsorte IP01 bis IP06 lediglich eine 
irrelevante Zusatzbelastung für Staubniederschlag und PM10 prognostiziert 
wird. Weitere Betrachtungen in Analogie zur Vorgehensweise nach TA Luft 
für diese Immissionswerte sind laut LfU nicht notwendig. Die Hinweise 
werden in die Begründung aufgenommen.  
 

Keine Planänderung erforderlich.
 

Zu 3: 
Der Hinweis, dass für die unmittelbar angrenzende Baumschule eine 
deutliche Zusatzbelastung (Szenario: „Haldenhöhe 7 m“ auf dem Gelände 
der Baumschule für PM10 max. 10,1µg/m³ und für Staubniederschlag max. 
216,4 mg/(m²d)) prognostiziert wird, wird zur Kenntnis genommen. Die 
Vorbelastung wird auf Basis von gemessenen Luftgütedaten im Land 
Brandenburg abgeschätzt. Es wird mitgeteilt, dass die Abschätzung etwas 
diffus bleibt (Angabe großer Spannweiten; Keine erfolgte Einschätzung für 
die Situation vor Ort). Als Ergebnis der Prognose wird eine 
Gesamtbelastung von 43µg/m³ für den PM10-Jahresmittelwert 
ausgewiesen und im Gutachten diskutiert. Dabei wird im Gutachten 
festgestellt, dass der Immissionswert der TA Luft von 40µg/m³ 
überschritten ist. Im Gutachten wird weiter argumentiert, dass die 
Baumschule eine geringe Schutzwürdigkeit hat. Bezug wird dabei auf die 
Beschäftigten der Baumschule und auf Kunden der Baumschule 
genommen. Das LfU teilt mit, dass dieser Argumentation nicht gefolgt 
werden kann, da es sich aus Sicht des LfU um einen Nachbarn, der einen 
Schutzanspruch vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen hat. Der Immissionswert von 40µg/m³ für PM 10 ist 
ein Immissionswert zum Schutz der menschlichen Gesundheit. Eine 
Bewertungsspanne gibt es hier nicht. Da daher seitens des LfU nicht von 
der Einhaltung der Immissionswerte für PM 10 ausgegangen werden kann, 
kann dem Vorhaben nicht zugestimmt werden. Die Hinweise werden zur 
Kenntnis genommen.  

 

2 

3 
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3 

 Ein überarbeitetes Gutachten (Büro SFI, 20.10.2017) zeigt, dass die durch 
den geplanten Anlagenbetrieb hervorgerufenen zusätzlichen PM-10-Staub-
Immissionskonzentrationen an den relevanten Immissionsorten 
grundsätzlich den Wert von 1,2 μg/m³ nicht überschreiten und die 
Kenngröße für die Zusatzbelastung der Deposition unter einem Wert von 
10,5 mg/(m² x d) - gerechnet als Mittelwert des Jahres - liegen. Die 
Ausnahme bildet die unmittelbar angrenzende, benachbarte Gärtnerei. Hier 
ist eine deutliche Beeinflussung durch Verkehr aber auch durch eigene 
Betriebstätigkeit zu erwarten. Wird ei-ne solche unterstellt, kann bei 
Berücksichtigung der Vorbelastungswerte eine Überschreitung der 
Immissionsgrenzwerte der TA Luft für die PM-10-Staub-Konzentration und 
die die Gesamtstaubdeposition nicht ausgeschlossen werden. Auf die 
Belange des Gärtnereibetriebes hin-zuweisen. Erhöhte Staubimmissionen 
können zu Pflanzenschäden und zu Verschmutzungen von Gebäuden und 
Anlagen führen. Hohe Staubfrachten können die Attraktivität für den 
Kundenverkehr einschränken und Belästigungen für Mitarbeiter darstellen. 
Die ermittelten mittleren PM-10-Staubbelastungen von maximal 30 μg/m³ 
für die Gesamtbelastung, die und die mittleren Staubdepositionen in Höhe 
von ca. 0,3 g/(m² x d) für die Gesamtbelastung zeigen, dass schädliche 
Umwelteinwirkungen ausgeschlossen werden können. Weil die 
Hintergrundstaubkonzentration den zulässigen Wert für die maximale PM-
10-Staub-immissionskonzentration als höchstes Tagesmittel an nur 4 
Tagen pro Jahr überschreitet und der Jahresmittelwert für die PM-10 
Staubkonzentration nur bei 18 μg/m³ liegt, ist auszuschließen, dass bei 
dem berechneten höchsten Tagesmittel von 29 μg/m³ bei 35 Tagen 
Überschreitung für die Zusatzbelastung eine Gesamtbelastung von mehr 
als 50 μg/m³ bei 35 Tagen Überschreitung erreicht oder überschritten wird. 
 

Die Begründung und die Planzeichnung werden angepasst.
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 Zu 4: 
Es wird darauf hingewiesen, dass wegen der relevanten Zusatzbelastung 
auch die Einhaltung des Immissionstageswertes für PM 10 nachzuweisen 
ist. Nach Nr. 4.2.1 der TA Luft darf der Tagesmittelwert von 50 µg/m³ 
lediglich an 35 Tagen im Jahr überschritten werden. Das LfU weist darauf 
hin, dass eine entsprechende Betrachtung nicht vorliegt. Siehe dazu 
Ausführungen unter lfd. 3 „zu 3“. 
 

Die Begründung und die Planzeichnung werden angepasst.
 
Zu 5: 
Im Gutachten werden Festsetzungsvorschläge unterbreitet in denen von 
Immissionsrichtwerten die Rede ist. Das LfU weist darauf hin, dass es sich 
im Zusammenhang mit der TA Luft um Immissionswerte handelt und es 
dabei i. d. R. keinen Spielraum bei der Bewertung gibt. Die Hinweise 
werden zur Kenntnis genommen. Siehe dazu Ausführungen unter lfd. 3 „zu 
3“. 
 

Die Begründung und die Planzeichnung werden angepasst.
 
Zu 6: 
In der Begründung zum vorliegenden Plan findet sich zum Schutzgut 
Mensch die Ausführung, dass erhebliche Auswirkungen in Bezug auf das 
Schutzgut Mensch nicht festgestellt werden konnten. Das LfU merkt dazu 
an, dass die Erheblichkeit nur im Zusammenhang mit Belästigungen eine 
Rolle spielt und es beim PM 10 jedoch um den Schutz der menschlichen 
Gesundheit geht. Das LfU teilt mit, dass dieser Darstellung und der darauf 
aufbauenden Schlussfolgerung daher nicht gefolgt werden kann. Die 
Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Siehe dazu Ausführungen unter 
lfd. 3 „zu 3“. 
 

Die Begründung und die Planzeichnung werden angepasst.
 

4 

5 

6 
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3 

 Zu 9: 
Es ist kein Beschlussvorschlag erforderlich, da keine Betroffenheit 
geäußert wurde. 

 

9 
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3 
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3 
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3 
 

 Zu 10: 
Der Hinweis, dass keine weiteren Bestandserfassungen aufgrund der nicht 
geplanten zusätzlichen Flächeninanspruchnahme erforderlich sind, wird zur 
Kenntnis genommen. Des Weiteren teilt das LfU mit, dass der Zeitpunkt 
der Biotopkatierung sowie ein geschütztes Biotop ca. 90 m westlich der 
Anlage in der Bestandskarte gekennzeichnet werden muss. Die Hinweise 
werden zur Kenntnis genommen. 
Die Darstellung des Biotops erfolgt im Umweltbericht (Abb. 1 im 
Umweltbericht > Lage des nächsten geschützten Biotops zum Plangebiet). 
Der Zeitpunkt der Biotopkartierung wird im Umweltbericht ergänzt.  
Die in der Stellungnahme aufgeführten allgemeinen Hinweise werden im 
Umweltbericht berücksichtigt.  
 

Die Begründung wird ergänzt.  

10 
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10 
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10 
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10 
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 Zu 11:  
Der Hinweis, dass die Entfernung des Landschaftsschutzgebiets 
„Königswald mit Havelseen und Seenburger Agrarlandschaft“ mit ca. 470 m 
näher am Plangebiet liegt als im Umweltbericht geschrieben, wird zur 
Kenntnis genommen. Der Hinweis wird in der Begründung redaktionell 
korrigiert. 
 

 Keine Planänderung erforderlich. 
 

Zu 12: 
Es wird der Hinweis gegeben, dass eine bloße Verdichtung nicht als 
Teilversiegelung zu werten ist. Als teilversiegelte Flächen gelten u. a. 
Flächen mit Schotterauflage, wassergebundene Decken, Rasengittersteine 
etc. Es wird weiter mitgeteilt, dass der Versiegelungsgrad dabei abhängig 
von der auf der unversiegelten Fläche liegenden Auflage ist. Sofern auf 
den Betriebsflächen Auflagen vorhanden sind, der Versiegelungsgrad zu 
bestimmen. Ansonsten handelt es sich um unversiegelte Flächen. Die 
Bilanz ist darauf hin zu prüfen. Die versiegelten und teilversiegelten 
Flächen wurden aufgenommen und die Bilanz überprüft. ist, werden zur 
Kenntnis genommen. Dass es sich ansonsten um unversiegelte Flächen 
handelt und die Bilanz daraufhin zu prüfen ist, wird ebenfalls zur Kenntnis 
genommen. Den Hinweisen wird gefolgt und die Bilanz geprüft und 
angepasst. 
 

Die Begründung wird angepasst.
 

Zu 13: 
Der Hinweis, dass Aussagen bzgl. des Gehölzes im Plangebiet im 
Umweltbericht anzupassen sind, wird zur Kenntnis genommen. Der 
Umweltbericht wird diesbezüglich überarbeitet. Die Gehölze wurden im 
Bestand aufgenommen und in der Eingriffs- Ausgleichsbilanzierung 
berücksichtigt.  
 

 Keine Planänderung erforderlich. 
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 Zu 14: 
Der Hinweis, dass eine Überprüfung des Feldholzbestands zwischen 
Bürogebäude und Zaun sowie Bürogebäude und dem westlich liegendem 
kleinen Gebäude stattfinden soll, wird zur Kenntnis genommen. Der 
Bestandsplan wurde angepasst. Der Biotoptyp für den genannten Bereich 
ist Rasenfläche. 
 

 Keine Planänderung erforderlich. 
 

Zu 15: 
Der Hinweis, dass alle Arten des Anhang IV der FFH-Richtlinie und alle 
europäischen Vogelarten, die von der Planung betroffen sein können, zu 
prüfen sind, wird zur Kenntnis genommen. Der Umweltbericht wurde um 
diesen Hinweis ergänzt. Dies führt zu keiner Planänderung. Es handelt sich 
um eine redaktionelle Ergänzung. 
 

 Keine Planänderung erforderlich. 
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 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und wie folgt berücksichtigt. 
 
Zu 1:  
Der Hinweis, dass in der textlichen Festsetzung Nr. 1.1 zwischen Satz 1 
und 2 ein Widerspruch besteht, wird zur Kenntnis genommen. Demnach 
wäre in keinem der beiden Teilgebiete, die für den Betrieb wesentlichen 
Anlagen zur Behandlung und Aufbereitung von Baustoffen/Abfällen, etc. 
zulässig. Das Gewerbegebiet wird unterteilt und jeder Teilfläche eine Art 
der Nutzung zugewiesen. 
 

Die Planzeichnung und die Begründung werden angepasst.
 

Zu 2: 
Es wird zur textlichen Festsetzungen Nr. 6.5 und Nr. 6.6 mitgeteilt, dass die 
Zulässigkeit bestehender (d.h. offenbar bereits genehmigter) Nutzungen 
nicht nachträglich durch eine Festsetzung unter eine Bedingung gestellt 
werden kann und dies nur für künftige Nutzungen möglich ist. Es wird 
weiter mitgeteilt, dass im Rahmen einer Bestandsaufnahme geprüft werden 
sollte, welche Nutzungen (ggf. unter Auflagen) bereits genehmigt wurden. 
Diese Hinweise und des Weiteren, dass die Schutzwände bzw. – mauern 
offenbar bereits vorhanden sind und daher die entsprechende Festsetzung 
in der Planzeichnung (ohne Bedingung) ausreichend ist, werden zur 
Kenntnis genommen. Die nördliche Stützwand Richtung Bundesstraße 5 
wurde dem Landesamt für Umwelt mit Schreiben vom 05.06.2017 
angezeigt. Eine Genehmigung dafür besteht nicht. Für die anderen Mauern 
Richtung Westen bestehen keine Genehmigungen. 
 

Die Planzeichnung und die Begründung werden angepasst.
 

Zu 3: 
Der Hinweis, dass die Rechtsgrundlagen zu aktualisieren sind, wird zur 
Kenntnis genommen. Dem Hinweis wird gefolgt und die Begründung 
entsprechend korrigiert. Dies führt zu keiner Planänderung. 
 

Keine Planänderung erforderlich.
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 Zu 4: 
Der Hinweis, dass sich alle Flächen des Geltungsbereichs spätestens beim 
Satzungsbeschluss in der langfristig gesicherten Verfügbarkeit des 
Vorhabenträgers befinden müssen, wird zur Kenntnis genommen. Eine 
Fläche der Deutschen Bahn AG wird vor Satzungsbeschluss noch 
erworben. Damit befinden sich dann alle Flächen des Geltungsbereichs im 
Eigentum des Vorhabenträgers. Siehe dazu die Ausführungen unter lfd. Nr. 
15. Der Hinweis, das ansonsten einzelne Flächen außerhalb der 
Vorhabenfläche gem. § 12 Abs. 4 BauGB in die Satzung zum VB-Plan 
einzubeziehen sind und dies eine Kennzeichnung im Plan und in der 
Begründung erfordert, wird ebenfalls zur Kenntnis genommen.  
 

Keine Planänderung erforderlich.
 

Zu 5: 
Der Hinweis, dass für das Plangebiet keine spezifischen Daten vorliegen, 
die für die weitere Bearbeitung des Umweltberichts zur Verfügung gestellt 
werden können, wird zur Kenntnis genommen. 
 

Keine Planänderung erforderlich.
 

Zu 6: 
Der Hinweis, dass es für die Niederschlagsentwässerung über eine Mulde 
eine behördliche Erlaubnis oder Bewilligung bedarf und gesondert mit 
einem detaillierten Entwässerungsplan und den Berechnungen bei der 
unteren Wasserbehörde des Landkreises Havelland zu beantragen ist, wird 
zur Kenntnis genommen. Der Sachverhalt ist nicht Regelungsbestandteil 
des Bebauungsplans und ist im Baugenehmigungsverfahren zu 
berücksichtigen. Der Vorhabenträger wird über die Stellungnahme 
informiert.  
 

Keine Planänderung erforderlich.
 

Zu 7: 
Die Hinweise, dass keine Einwände bestehen und der Standort im 
Altlastenkataster des Landkreises Havelland nicht als Verdachtsfläche 
registriert ist, werden zur Kenntnis genommen. Der Hinweis, dass trotzdem 
wegen der bisherigen gewerblichen Nutzung als Abfallbehandlungsanlage 
nicht ausgeschlossen werden kann, dass Bodenverunreinigungen 
vorhanden sind, da der Standort weiterhin als Abfallbehandlungsanlage 
genutzt und erweitert werden soll, wird zur Kenntnis genommen. Es wird 
allgemein darauf hingewiesen, dass notwendige Auflagen zum Bau- und 
Anlagenbetrieb im Genehmigungsverfahren erteilt werden. Die Hinweise 
werden zur Kenntnis genommen und redaktionell in der Begründung 
ergänzt. 
 

Keine Planänderung erforderlich.
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 Zu 8: 
Es ist kein Beschlussvorschlag erforderlich, da keine Einwände, Bedenken 
oder Vorbehalte bestehen.  
 
Zu 9: 
Der Hinweis, dass der Bebauungsplan bauplanungsrechtliche Grundlagen 
für eine Erweiterung der am Standort bestehenden, 
Immissionsschutzrechtlich genehmigten Baustoffrecyclinganlagen durch 
zusätzliche Anlagentechnik, einen erweiterten Abfallarten-Inputkatalog 
sowie einen höheren Durchsatz ausgewählter Abfallmaterialien schafft 
(ohne räumliche Vergrößerung), wird zur Kenntnis genommen. Es wird 
mitgeteilt, dass der Betrieb der Anlage grundsätzlich mit erheblichen 
Immissionen durch Lärm, Staub und ggf. Gerüche verbunden ist und der 
Standort im Außenbereich inmitten mehrerer Verkehrstrassen gelegen ist. 
Diese Hinweis und der Hinweis, dass sich das Planungsgebiet für den 
Betrieb einer Baustoffrecyclinganlage aufgrund seiner isolierten Lage 
außerhalb der Nähe und Hauptwindrichtung von Siedlungsflächen eignet, 
werden zur Kenntnis genommen. Festlegung von Maßnahmen zum Schutz 
der Nachbarschaft vor erheblichen Belästigungen, erheblichen Nachteilen 
oder Gefahren sind in textlichen Festsetzungen im B-Plan bzw. im 
Durchführungsvertrag festzulegen. Zum Gutachten zu Lärm- und 
Staubimmission wird mitgeteilt, dass zur Berechnung und Beurteilung der 
genannten Immissionen im Umfeld des Bebauungsplans sehr ausführliche, 
plausible und grundsätzlich gut nachvollziehbare Aussagen zur Bewertung 
der Belastungssituation und den Möglichkeiten der 
Immissionsverminderung und –vermeidung vorliegen. Der Hinweis, dass 
vorgeschlagene Maßnahmen des Gutachters bereits als textliche 
Festsetzungen in den B-Plan übernommen wurden, wird zu Kenntnis 
genommen. Der Hinweis, dass die zur Einhaltung der 
Immissionsgrenzwerte der TA Luft für die PM-10-Staub-Konzentration und 
die Gesamtstaubdeposition zwingend erforderlichen emissionsmindernden 
Maßnahmen (Befeuchtung, Beregnung, Reinigung von Lager- und 
Straßen-/Wegeflächen) außerhalb des B-Plan-Verfahrens konkret im 
Durchführungsvertrag zu regeln sind, wird zur Kenntnis genommen. Diese 
Angaben werden in den Vertrag aufgenommen.  
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 Die tatsächliche Einhaltung der immissionsschutzrechtlichen Belange ist im 
Rahmen späterer Genehmigungsverfahren jeweils nochmals mit den 
konkreten Anlagendaten zu prüfen und nachzuweisen. Der Hinweis wird 
zur Kenntnis genommen und ist in nachgeordneten 
Genehmigungsverfahren zu berücksichtigen. Der Hinweis, dass bei 
Einhaltung der o.g. immissionsschutzrechtlichen Bedingungen aus 
umwelthygienischer Sicht ohne weitere Hinweise oder Forderungen 
zugestimmt wird, wird zur Kenntnis genommen.  
 

Keine Planänderung erforderlich. 
 

Zu 10: 
Der Hinweis, dass gegen den Planentwurf aus Sicht des Brandschutzes 
keine Bedenken bestehen, sofern die in der Stellungnahme angegeben 
Hinweise im Bebauungsplan bzw. in den nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren berücksichtigt werden, wird zur Kenntnis 
genommen. Diese Sachverhalte sind jedoch nicht Regelungsbestandteil 
des Bebauungsplanes. Sie sind in der Ausführungs- und 
Genehmigungsplanung zu beachten. Der weitere Hinweis zur 
Löschwasserversorgung wonach sich der Aussage des 
Gemeindewehrführers der Gemeinde Wustermark im 300 m Bereich zwei 
Unterflurhydranten vorhanden sind, wird zur Kenntnis                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                
genommen. Die Hinweise werden in die Begründung aufgenommen. Der 
Vorhabenträger wird über die Stellungnahme informiert. Die Begründung 
wird redaktionell ergänzt. Die Hinweise führen zu keiner Planänderung. 
 

Keine Planänderung erforderlich. 
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 Die Hinweise, dass im Vorhabengebiet keine Bodendenkmale bekannt sind 
und daher gegen die vorliegende Planung aus Sicht des 
Brandenburgischen Landesamtes für Denkmalpflege und Archäologischen 
Landesmuseum, Abt. Bodendenkmalpflege, keine grundsätzlichen 
Bedenken bestehen, werden zur Kenntnis genommen. Der Hinweis wird in 
der Begründung ergänzt.  
 

Keine Planänderung erforderlich. 
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 Es ist kein Beschlussvorschlag erforderlich, da keine Betroffenheit durch 
die vorgesehene Planung seitens Landesamtes für Bergbau, Geologie und 
Rohstoffe besteht. 
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 Gegen die Planung keine grundsätzlichen Einwände. Eine 
Munitionsfreigabebescheinigung ist bei Notwendigkeit beio konkreten 
Bauvorhaben beizubringen (Baugenehmigungsverfahren).  
 

Keine Planänderung erforderlich. 
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 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und wie folgt berücksichtigt. 
 

Zu 1: 
Der Hinweis, dass der betreffende Abschnitt der B 5 sich außerhalb von 
Ortsdurchfahrten befindet und freie Strecke der Bundesstraße ist, wird zur 
Kenntnis genommen. Dass die straßenrechtlichen Vorschriften zum 
Anbauverbot und –beschränkung zu beachten sind, wird ebenfalls zur 
Kenntnis genommen.  
Nach § 9 Abs. 1 Punkt 1 FStrG dürfen in der Anbauverbotszone (20 m 
längs der Bundesstraßen außerhalb von Ortsdurchfahrten, gemessen vom 
äußeren Rand der befestigten Fahrbahn) Hochbauten jeder Art nicht 
errichtet werden. Es wird mitgeteilt, dass durch textliche Festsetzung 
Hochbauten jeder Art auszuschließen sind. Es wird weiter mitgeteilt, dass 
die Anbauverbotszone in der Planzeichnung zu kennzeichnen ist.  
Weiter wird mitgeteilt, dass nach § 9 Abs. 2 Punkt 1 FStrG 
Baugenehmigung oder nach anderen Vorschriften notwendige 
Genehmigung der Zustimmung der obersten Landesstraßenbaubehörde 
bedürfen, wenn bauliche Anlagen längs der Bundesstraße außerhalb von 
Ortsdurchfahrten in einer Entfernung bis zu 40 m, (gemessen vom äußeren 
Rand der befestigten Fahrbahn), errichtet, erheblich geändert oder anders 
genutzt werden sollen - Anbaubeschränkungszone. Die Zustimmungspflicht 
für die Errichtung von baulichen Anlagen in der Anbaubeschränkungszone 
im vBPL soll durch textliche Festsetzungen festgeschrieben werden sowie 
die Anbaubeschränkungszone ist in der Planzeichnung darzustellen ist. 
Eine Zustimmungspflicht hat keinen bodenrechtlichen Bezug und kann 
daher nicht als textliche Festsetzung in den Bebauungsplan aufgenommen 
werden. Dieser Sachverhalt ist im Rahmen eines konkreten 
Baugenehmigungsverfahrens zu klären. Durch die textlichen 
Festsetzungen zur Art der Nutzung im Gewerbegebiet wird diesem Hinweis 
gefolgt (siehe textliche Festsetzungen unter „Art der baulichen Nutzung“ in 
der Begründung). Der Landesbetrieb stellt eine Zustimmung 
(Abstimmungstermin 02.05.2017 bei der Gemeinde Wustermark) zur 
bereits errichteten Stützwand (Anzeige beim Landesamt für Umwelt mit 
Schreiben vom 05.06.2007) Richtung B 5 in Aussicht mit der Auflage, dass 
in diesem Bereich der Bundesstraße eine Schutzplanke (gemäß der „RPS 
Schutzeinrichtungen“) errichtet wird. Die Kosten dafür sind vom 
Vorhabenträger zu tragen. Die Kostenübernahme ist im 
Durchführungsvertrag aufzunehmen. Die Stützwand befindet sich auf dem 
Betriebsgrundstück an der nördlichen Grenze des Plangebiets.  
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 Eine Zustimmung zu Schutthöhen bis maximal 5 m wurde im Termin 
ebenfalls in Aussicht gestellt. Die Anbauverbots- und 
Anbaubeschränkungszonen werden in der Planzeichnung ergänzt. 
Baufelder werden in der Anbauverbotszone von 40 m (gemessen vom 
äußeren Rand der Fahrbahn) an der Autobahn nicht mehr festgesetzt. 
 

Die Begründung und die Planzeichnung werden ergänzt. 
 

Zu 2: 
Der Hinweis, dass zu gewährleisten ist, dass Straßenbestandteile der 
Bundesstraße nicht überplant werden, wird zur Kenntnis genommen. Des 
Weiteren teilt das Landesbetrieb Straßenwesen (LS) mit, dass am 
westlichen Fahrbahnrand der Bundesstraße die Straßenböschung, die 
Entwässerungsanlagen und ggf. der Wartungsweg in der Planzeichnung 
darzustellen ist. Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Eine Überplanung der Straßenbestandteile ist mit dem vorliegenden 
Bebauungsplan nicht geplant. Der Geltungsbereich beinhaltet nur 
Flurstücke die sich im Besitz des Vorhabenträgers befinden. Siehe dazu 
Ausführungen unter lfd. Nr. 15. Die Planung hat keine Auswirkung auf die 
in der Stellungnahme beschriebenen Straßenbestandteile. Die 
Vermessungsgrundlage wird um Teile der nördlich angrenzenden 
Verkehrsfläche ergänzt.  
 

Keine Planänderung erforderlich. 
 

Zu 3: 
Der Hinweis, dass die verkehrliche Erschließung des Plangebiets von der 
öffentlichen Gemeindestraße vorzusehen ist, wird zur Kenntnis genommen. 
Der Hinweis, dass in verkehrlicher und anbaurechtlicher Hinsicht keine 
Bedenken bestehen, wird ebenfalls zur Kenntnis genommen. 
 

Keine Planänderung erforderlich. 
 

Zu 4: 
Der Hinweis, dass mit Umsetzung des vBPL zu gewährleisten ist, dass 
durch den Betrieb der geänderten Baustoffrecyclinganlage die Sicherheit 
und Leichtigkeit des Verkehrs der Bundesstraße weder durch 
Staubimmissionen noch in sonstiger Weise gefährdet oder beeinträchtig 
werden darf, wird zur Kenntnis genommen. Der Hinweis, dass die in der 
gutachterlichen Bewertung der Staubimmission vorgeschlagenen 
Maßnahmen durch entsprechende textliche Festsetzungen im vBPL 
festzuschreiben sind, wird ebenfalls zur Kenntnis genommen.  
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 Die Festsetzungen aus einem überarbeiteten Staubgutachten werden in 
den Bebauungsplan übernommen.  

 

Die Begründung und die Planzeichnung werden angepasst. 
 
Zu 5: 
Der Hinweis, dass der Landesbetrieb Straßenwesen, Dienststätte Stolpe 
am weiteren Bebauungsplanverfahren zu beteiligen ist, wird zur Kenntnis 
genommen. Die genannte Dienststätte wurde beteiligt. Siehe dazu 
Ausführungen unter lfd. 10.  
 

Keine Planänderung erforderlich. 
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 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und wie folgt berücksichtigt. 
 
Zu 1: 
Der Hinweis, dass das Planungsgebiet südlich teilweise von der 
Verbindungsfahrbahn der Autobahnanschlussstelle (AS) Berlin-Spandau 
begrenzt wird, wird zur Kenntnis genommen. Der weitere Hinweis, dass 
diese Verkehrsflächen der Autobahn (A 10) einen minimalen Abstand von 
nur 14 m zur Geltungsbereichsgrenze des Bebauungsplans haben, wird 
ebenfalls zur Kenntnis genommen. Der Landesbetrieb Straßenwesen 
(Dienststätte Stolpe) teilt mit, dass für die durchgehenden 
Richtungsfahrbahnen der A 10 westlich des Plangebiets der Ausbau von 4 
auf 6 Fahrstreifen mit Standstreifen entsprechend dem 
Bundesverkehrswegeplan 2030 beabsichtigt ist. Dies wird zur Kenntnis 
genommen.  
 

Keine Planänderung erforderlich. 
 
Zu 2:  
Der Hinweis, dass für alle baulichen Anlagen neben 
Autobahnverkehrsflächen die anbaurechtlichen Regelungen des FStrG 
gelten, wird zur Kenntnis genommen. Des Weiteren wird auf die 
Festlegungen des § 9 Abs. 1 und 2 FStrG verwiesen, die die Errichtung 
von Hochbauten jeder Art bis 40 m neben Bundesautobahnen, gemessen 
vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn, untersagt sowie die 
Errichtung, Änderung oder veränderte Nutzung von baulichen Anlagen bis 
jeweils 100 m neben Bundesautobahnen zustimmungspflichtig ist. Dies 
wird ebenfalls zur Kenntnis genommen. Die Hinweise, dass sich demnach 
die Hälfte des Planbereichs innerhalb der festgelegten 
Anbaubeschränkungszone befindet und vorhandene Gebäude teilweise 
innerhalb der Anbauverbotszone von 40 m stehen, werden zur Kenntnis 
genommen. Vorhandene Gebäude, die sich in der Anbauverbotszone 
befinden, genießen nur Bestandsschutz, wenn sie zum Zeitpunkt der 
Errichtung nach den damals gültigen Rechtsvorschriften genehmigt und 
hergestellt wurden. Die Baugrenzen innerhalb des erwähnten Bereiches 
werden auf den Bestand reduziert. Des Weiteren wird mitgeteilt, dass 
Veränderungen an den Bestandsgebäuden innerhalb der 
Anbauverbotszone nicht zulässig sind. Die Hinweise werden zur Kenntnis 
genommen. Eine Baugenehmigung liegt vor. Anbauten, Änderungen der 
Dachform oder die Erhöhung von Gebäuden mit Bestandsschutz sind nicht 
zulässig, jedoch Wartungs-, Reparatur- und Sanierungsarbeiten.  
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 Baufelder werden in der Anbauverbotszone von 40 m (gemessen vom 
äußeren Rand der Fahrbahn) an der Autobahn nicht mehr festgesetzt. 
 

Die Begründung und die Planzeichnung werden ergänzt. 
 

Zu 3: 
Der Hinweis, dass die Lage des Bebauungsplangebietes wegen der 
Nutzungsart kritisch eingeschätzt und auf die Problematik des  
Emissionsschutzes verwiesen wird, wird zur Kenntnis genommen. Des 
Weiteren wird darauf hingewiesen, dass textliche Festsetzungen zum 
Emissionsschutz im B-Plan festzusetzen sind, welche die Sicherheit und 
der Leichtigkeit des Verkehrs auf der A 10 und der AS Berlin-Spandau 
nicht gefährden. Die Hinweise, dass das Staubgutachten Maßnahmen 
ausweist, die unter Beachtung der straßenrechtlichen 
Abstandsforderungen (§9 FStrG) als Festsetzung Eingang in den 
Bebauungsplan finden müssen und Ansprüche an die 
Bundesstraßenverwaltung nicht geltend gemacht werden können, werden   
ebenfalls zur Kenntnis genommen. Die in einem überarbeiteten Gutachten 
beschriebenen Maßnahmen werden als textliche Festsetzungen im 
Bebauungsplan aufgenommen. Weitere benannte Maßnahmen ohne 
bodenrechtlichen Bezug werden im städtebaulichen Vertrag aufgenommen. 
 

Keine Planänderung erforderlich. 
 

Zu 4: 
Der Hinweis, dass die Planung von Anlagen der Außenwerbung, die den 
Verkehrsteilnehmer auf der Autobahn bzw. auf der Verbindungsrampe der 
AS Berlin-Spandau ansprechen sollen oder dazu geeignet sind, 
grundsätzlich den Interessen einer hohen Verkehrssicherheit entgegen 
steht und ihre Errichtung unzulässig ist, wird zur Kenntnis genommen. 
Ausnahmen ausschließlich am Ort der Leistung, eine mit der 
Straßenverkehrsbehörde der Autobahn abgestimmte Gestaltung 
vorausgesetzt, bedürfen in jedem Einzelfall der straßenrechtlichen 
Zustimmung und der straßenverkehrsrechtlichen Genehmigung durch die 
Autobahnverwaltung. Der Hinweis, dass dieser Sachverhalt in geeigneter 
Weise in den Bebauungsplan aufzunehmen ist, wird zur Kenntnis 
genommen. Für eine bestehende Werbeanlage innerhalb des Plangebiets 
gibt es eine Baugenehmigung (63-00244-10 vom 15.03.2011).Eine 
textliche Festsetzung, die Werbeanlagen, die dazu in der Lage wären die 
Leichtigkeit und die Sicherheit der Verkehrsteilnehmer zu gefährden, wird 
ergänzt. 
 

Die Begründung und die Planzeichnung werden ergänzt. 

3 

4 
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lfd. Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

11 

 Zu 1: 
Der Hinweis, dass aus Sicht der Landesverkehrsplanung keine Einwände 
gegen den vorliegenden B-Plan besteht, mit dem die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen für die Sicherung der bereits am Standort vorhandenen 
Recyclinganlage sowie deren Erweiterung geschaffen werden sollen, wird 
zu Kenntnis genommen.  

 
Keine Planänderung erforderlich. 

1 

11 
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lfd. Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag 
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 Zu 2: 
Weiterhin weist die Landesverkehrsplanung darauf hin, dass das 
Planungsgebiet durch eine Zufahrt an der südlichen angrenzenden Berliner 
Chaussee verkehrlich erschlossen ist und Änderungen der vorhandenen 
Zufahrt nicht geplant sind. Richtig stellend handelt es sich hierbei um die 
Berliner Allee. Der Hinweis, dass lt. Aussage der Begründung zum 
Bebauungsplan das Verkehrsaufkommen durch die geplante 
Nutzungserweiterung nicht wesentlich erhöht, wird zur Kenntnis 
genommen.  
 

Keine Planänderung erforderlich. 
 
Zu 3:  
Der Hinweis, dass Belange des zum Zuständigkeitsbereich des Landesamt 
für Bauen und Verkehr (LBV) gehörenden Verkehrsbereiche 
Eisenbahn/Schienenpersonenverkehr, Binnenschifffahrt und übriger ÖPNV 
durch den Bebauungsplan nicht berührt werden, wird zur Kenntnis 
genommen.  
 

Keine Planänderung erforderlich. 
 
Zu 4: 
Der Hinweis, dass zivile luftrechtliche Belange, bei Einhaltung der 
Festsetzungen (bauliche Anlagen max. 9 m Bauhöhe über Grund zzgl. 3,50 
m für technische Anlagen und eine max. Schutthöhe von 7 m über Grund 
auf den Lagerflächen), nicht berührt werden, wird zur Kenntnis genommen.   
 

Keine Planänderung erforderlich. 
 

 
 

2 

3 

4 

5 
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lfd. Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag 
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 Zu 5:  
Der Hinweis, dass sich das Planungsgebiet außerhalb von 
Bauschutzbereichen ziviler Flugplätze (Verkehrs-, Sonder-, 
Hubschraubersonderlandeplätzen) sowie Segelflug- und Modellfluggelände  
in der Zuständigkeit der Gemeinsamen Oberen Luftfahrtbehörde Berlin-
Brandenburg (Abt. des LBV) und außerhalb von Schutzbereichen ziviler 
Flugsicherungsanlagen, wird zur Kenntnis genommen. 

 
Keine Planänderung erforderlich. 

 
Zu 6: 
Der Hinweis, dass straßenbauliche und straßenplanerische Belange, die 
durch den Bebauungsplan berührt sein könnten, durch den jeweils 
zuständigen Straßenbaulastträger zu prüfen ist, wird zur Kenntnis 
genommen. Der Landesbetrieb Straßenwesen (Dezernat Planung West, 
Dienststätte Potsdam und Dezernat Straßenverwaltung, Dienststätte 
Stolpe) wurden beteiligt. Ausführungen dazu siehe unter lfd. Nr. 9,10 und 
11. 

 
Keine Planänderung erforderlich. 

 
Zu 7:  
Der Hinweis, dass aufgrund anderer Vorschriften bestehende Verpflichtung 
zum Einholen von Genehmigung, Bewilligung oder Zustimmung unberührt 
bleibt, wird zur Kenntnis genommen. 

 
Keine Planänderung erforderlich. 
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lfd. Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

13 

 Die Hinweise zu einzuräumenden Geh- und Fahrrechten zugunsten der 
HAW, Mindestfahrbahnbreiten und -durchfahrtshöhen, Kurvenradien, 
Straßenuntergrund, Wendeanlagen und Sammelplätzen werden zur 
Kenntnis genommen. Diese Sachverhalte sind nicht Regelungsbestandteile 
des Bebauungsplans; sie sind in der Ausführungs- und 
Genehmigungsplanung zu berücksichtigen. Der Bauherr wird über den 
Inhalt der Stellungnahme informiert.  

 
Keine Planänderung erforderlich. 
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lfd. Nr.  Stellungnahme Beschlussvorschlag 



Abwägung eingegangener Stellungnahmen 

 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan W 33 „Gewerbegebiet Berliner Allee 39“ der Gemeinde Wustermark 45 

lfd. Nr.  Stellungnahme Beschlussvorschlag 
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lfd. Nr.  Stellungnahme Beschlussvorschlag 
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lfd. Nr.  Stellungnahme Beschlussvorschlag 
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lfd. Nr.  Stellungnahme Beschlussvorschlag 
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 Es ist kein Beschlussvorschlag erforderlich, da keine Bedenken zum 
Planungsstand geäußert werden. Das die planungsrechtliche Sicherung 
und die Schaffung von Möglichkeiten zur Weiterentwicklung des 
vorhandenen gewerblich tätigen Unternehmens begrüßt wird, wird zur 
Kenntnis genommen.  
 

Keine Planänderung erforderlich. 
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lfd. Nr.  Stellungnahme Beschlussvorschlag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

14.1 

 Es ist kein Beschlussvorschlag erforderlich. Es ergeben sich keine 
Hinweise und Empfehlungen, da der Handel nicht unmittelbar betroffen ist.  
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lfd. Nr.  Stellungnahme Beschlussvorschlag 
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 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und wie folgt berücksichtigt. 
 15 
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lfd. Nr.  Stellungnahme Beschlussvorschlag 
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 Zu 1: 
Die Hinweise, dass die Planfläche nicht bahnbetriebsnotwendig ist und 
sich keine Kabel- und Leitungen der DB AG befinden, werden zur 
Kenntnis genommen. Der Hinweis wird redaktionell in die Begründung 
aufgenommen. 
 

Keine Planänderung erforderlich. 
 
Zu 2: 
Der Hinweis, dass die benötigte Grundstücksfläche der Bahn im Rahmen 
des Vorhabens zu erwerben ist, wird zur Kenntnis genommen. Seitens 
des Vorhabenträgers wurde mit Schreiben vom 28.09.2015 (Hr. 
Kämmerer) ein Kaufantrag gestellt. Daraufhin gab es seitens der DB 
Bahn AG die Rückmeldung der für Kaufanträge zuständigen Abteilung 
(Immobilienmanagement I.NFR (B) Vertrieb und Rückbau), dass eine 
Stellungnahme zu diesem bereits erfolgt ist. Dem Vorhabenträger liegen 
jedoch keine Informationen vor. Dieser Hinweis wird in der Begründung 
ergänzt. Im Rahmen des Beteiligungsverfahrens zum Entwurf des 
Bebauungsplans wird die Deutsche Bahn AG erneut beteiligt, um eine 
Stellungnahme zum beschriebenen Sachverhalt zu erhalten. Die 
Begründung wird um diesen Hinweis redaktionell ergänzt. 
 

Keine Planänderung erforderlich. 
 

1 
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15.1 

 Es ist kein Beschlussvorschlag erforderlich, da keine Belange geäußert 
werden.  
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lfd. Nr.  Stellungnahme Beschlussvorschlag 
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 Die allgemeinen Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die nächsten 
Leitungen der NBB befinden sich ca. 360 m westlich des Plangebiets im 
Ortsteil Dyrotz. Die allgemeinen Hinweise sind nicht Regelungsbestandteil 
des Bebauungsplans. Die Sachverhalte sind im 
Baugenehmigungsverfahren zu berücksichtigen. Der Bauherr wird über die 
Stellungnahme informiert. 
 

 Die Begründung wird ergänzt.  
 

17 
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lfd. Nr.  Stellungnahme Beschlussvorschlag 
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lfd. Nr.  Stellungnahme Beschlussvorschlag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

18 

 Die Hinweise, dass sich Leitungen und Anlagen im Planungsgebiet 
befinden und keine Belange der E.DIS betroffen sind, werden zu Kenntnis 
genommen. 
 

Keine Planänderung erforderlich. 
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lfd. Nr.  Stellungnahme Beschlussvorschlag 
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 Es wird mitgeteilt, dass das Plangebiet ist an die öffentliche 
Trinkwasserversorgungsanlage angeschlossen. Die Hauptleitungen 
befinden sich in der öffentlichen Verkehrsfläche „Berliner Allee“. Es wird 
weiter mitgeteilt, dass für die Schmutzwasserbeseitigungsanlage im 
Plangebiet keine Inanspruchnahmemöglichkeit besteht. Dafür ist eine 
sogenannte dezentrale Schmutzwasserbeseitigung vorzusehen. 
Die Entsorgung des Abwassers (ausschließlich Sanitärabwasser) erfolgt 
über zwei Sammelgruben, die sich neben dem Sozial-/Bürogebäude 
befinden. 
 

Keine Planänderung erforderlich. 
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Es ist kein Beschlussvorschlag erforderlich, da keine Belange berührt 
werden. 21 
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lfd. Nr.  Stellungnahme Beschlussvorschlag 
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 Der Hinweis, dass keine vorhandenen Anlagen und keine zurzeit laufenden 
Planungen der ONTRAS bzw. der VGS berührt werden, wird zur Kenntnis 
genommen. Weiterhin werden keine Einwände gegen das Vorhaben 
erhoben. 
 

Keine Planänderung erforderlich. 
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lfd. Nr.  Stellungnahme Beschlussvorschlag 
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 Der Hinweis, dass sich derzeit keine Anlagen im Plangebiet befinden und 
in nächster Zeit nicht geplant sind, wird zur Kenntnis genommen.  
 

Keine Planänderung erforderlich. 
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lfd. Nr.  Stellungnahme Beschlussvorschlag 
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 Es ist kein Beschlussvorschlag erforderlich, da keine Belange berührt 
werden. 25 
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 Es ist kein Beschlussvorschlag erforderlich, da keine Hinweise oder 
Anregungen bestehen. Weiterhin bestehen zum Umfang und 
Detaillierungsgrad des Umweltberichts keine Anforderungen.  

27 
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Tabelle 4.: Abwägung der Stellungnahmen aus der Öffentlichkeitsbeteiligung 
Die folgende Nummerierung entspricht der Tabelle 2. 

 
 

Es sind keine Stellungnahmen aus der Öffentlichkeitsbeteiligung eingegangen.  

 
 
 

!!! NICHT ÖFFENTLICH – ENTHÄLT PERSÖNLICHE DATEN !!! 


